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Probleme der Umsetzung von
Organisationsänder ungen

In der öffentlichen Verwaltung kommt es wie in jeder Großorganisation zu
Organisationsänderungen. Um eine solche in die Praxis umzusetzen, sind
vielfach Personalmaßnahmen erforderlich, die sich dienstrechtlich als Ver-
setzung, Verwendungsänderung oder Änderung der Bewertung des Arbeits-
platzes darstellen. Im Folgenden sollen einige Fragen dienstrechtlicher Na-
tur beleuchtet werden, die bei der personellen Umsetzung von Organisati-
onsmaßnahmen für die Dienstbehörde auftreten und auch für den einzelnen
Beamten wesentliche Auswirkungen – verwendungsbezogen und besol-
dungsmäßig – haben.

Begriffsbestimmung – Versetzung und Verwendungsänderung. Eine Verset-
zung gemäß § 38 Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 (im Folgenden nur BDG)
liegt vor, wenn dem Beamten auf Dauer ein Arbeitsplatz in einer anderen Dienst-
stelle zugewiesen wird. § 38 Abs. 1 BDG definiert die Versetzung nur als Dienst-
stellenwechsel, von der Judikatur wird aber auch der Dienstortwechsel im Rah-
men einer Dienststelle als Versetzung gewertet und miterfasst1.

Eine Verwendungsänderung liegt bei einem Arbeitsplatzwechsel innerhalb der-
selben Dienststelle vor. § 40 Abs. 1 BDG normiert, dass dem Beamten, der von
seiner bisherigen unbefristeten oder befristeten Verwendung abberufen wird,
gleichzeitig, wenn dies jedoch aus Rücksichten des Dienstes nicht möglich ist,
spätestens zwei Monate nach der Abberufung eine neue Verwendung in seiner
Dienststelle zuzuweisen ist.

Bei der Verwendungsänderung wird zwischen der einfachen und der "qualifizier-
ten Verwendungsänderung" unterschieden. Eine qualifizierte Verwendungsände-
rung liegt nach Abs. 2 der vorgenannten Bestimmung vor, wenn die neue Verwen-
dung der bisherigen Verwendung des Beamten nicht mindestens gleichwertig ist
(Z. 1) oder durch die neue Verwendung eine Verschlechterung für die Beförderung
des Beamten in eine höhere Dienstklasse oder Dienststufe zu erwarten ist (Z. 2)
oder dem Beamten keine neue Verwendung zugewiesen wird (Z. 3).

Während Z. 2 nur für Beamte des Dienstklassenschemas in Frage kommt, gel-
ten die beiden anderen Kriterien auch für die überwiegende Mehrzahl der Bundes-
beamten, die sich im Funktionszulagenschema befinden. Relevantes Kriterium für
die Qualifizierung einer Verwendungsänderung als einer solchen, die eine be-
scheidmäßige Verfügung erfordert, ist die Frage der Gleichwertigkeit (§ 40 Abs. 2
Z 1 BDG) oder die Abberufung ohne Zuweisung einer neuen Verwendung (§ 40
Abs. 2 Z 3 BDG).

Rahmenbedingungen. Eine Versetzung oder qualifizierte Verwendungsänderung
kann gegen den Willen eines Beamten2 nur bei Vorliegen eines wichtigen dienstli-
chen Interesses erfolgen (§ 38 Abs. 2 BDG).

Eine Grenze bei der Zuweisung eines neuen Arbeitsplatzes im Rahmen einer
Versetzung oder Verwendungsänderung ist, dass die jeweilige Verwendungs-
gruppe nicht verlassen wird. Eine Verschlechterung der Verwendungsgruppe nach
§ 8 Abs. 2 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 bedarf der schriftlichen Zu-
stimmung des betroffenen Bediensteten. Davon ausgehend hat die Judikatur3 die
jeweilige Verwendungsgruppe bei Anwendung der §§ 38 und 40 des Beamten-
Dienstrechtsgesetzes 1979 als eine absolute Grenze gewertet. Demnach ist eine
nicht nur vorübergehende Verwendung auf einem Arbeitsplatz einer niedrigeren
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Verwendungsgruppe auch unter Anwen-
dung der §§ 38 und 40 des Beamten-
Dienstrechtsgesetzes 1979 nicht zulässig,
weil eine solche Personalmaßnahme als
Überstellung in eine niedrigere Verwen-
dungsgruppe gemäß § 8 Abs. 2 des Be-
amten-Dienstrechtsgesetzes 1979 der
schriftlichen Zustimmung des betroffenen
Beamten bedarf4. § 36 BDG vermittelt dem
Beamten jedenfalls ein subjektives Recht
auf Unterbleiben der unbefristeten Zuwei-
sung unterwertiger Tätigkeiten5.

Eine Versetzung oder eine von Amts
wegen erfolgende qualifizierte Verwen-
dungsänderung hat mit Bescheid zu erfol-
gen. Zur Verfügung einer solchen Perso-
nalmaßnahme durch Weisung besteht je-
denfalls keine Zuständigkeit des Vorge-
setzten6. Erst wenn dem Beamten die sei-
nen bezugsrechtlichen Ansprüchen zu-
grunde liegende Verwendung rechtmäßig
entzogen worden ist, werden die entspre-
chenden bezugsrechtlichen Konsequen-
zen ausgelöst7.

Wichtiges dienstliches Interesse – We-
sentliche Aufgabenänderung. Das erfor-
derliche wichtige dienstliche Interesse für
eine Versetzung oder qualifizierte Verwen-
dungsänderung liegt insbesondere bei Än-
derung der Verwaltungsorganisation ein-
schließlich der Auflassung von Arbeitsplät-
zen vor (§ 38 Abs. 3. Z 1 BDG). Eine Or-
ganisationsänderung begründet ein wichti-
ges dienstliches Interesse, wenn die Or-
ganisationsänderung sachlich ist8 und die
Organisationsänderung konkrete Auswir-
kungen auf den Arbeitsplatz des Beamten
hat, d.h. sich aufgrund der Organisations-
maßnahme zumindest 25% der Aufgaben
des bisherigen Arbeitsplatzes ändern9.

Aufgabenänderung von weniger als
25% bei Bewertungsänderung. Ein spe-
zieller Fall liegt vor, wenn die Änderung der
Aufgaben des Arbeitsplatzes weniger als
25% beträgt, sich aber nach den Bewer-
tungskriterien des BDG (§§ 137, 143, 147)

die Bewertung des Arbeitsplatzes ändern
würde. Da diesfalls Identität im Sinne der
obgenannten Rechtsprechung vorliegt,
kann die Organisationsänderung auf den
ersten Blick nicht eine Abberufung vom
bisherigen Arbeitsplatz unter gleichzeitiger
Zuweisung eines Arbeitsplatzes in einer
anderen Dienststelle oder eines Arbeits-
platzes mit einer schlechteren Bewertung
gegen den Willen des Beamten rechtferti-
gen.

Die Problematik ergibt sich daraus, dass
die Frage der Bewertung und die Frage
der qualifizierten Verwendungsänderung
Gegenstand unterschiedlicher Verfahren
sind, wobei über die Frage der Arbeits-
platzwertigkeit die Dienstbehörde unter
Berufungsmöglichkeit an die oberste
Dienstbehörde sowie anschließender
nachprüfender Kontrolle durch den Ver-
waltungsgerichtshof (VwGH) entscheidet,
die qualifizierte Verwendungsänderung die
Dienstbehörde unter Berufungsmöglich-
keit an die Berufungskommission (BerK)
beim Bundeskanzleramt verfügt, gegen
deren Entscheidungen als Behörde im
Sinne des Art. 133 Z. 4 B-VG eine nach-
prüfende Kontrolle des VwGH nicht gege-
ben ist.

Darüber hinaus erachtet sich die BerK
für die Beurteilung der Arbeitsplatzwertig-
keit als nicht zuständig10, andererseits
sieht das Gesetz die Änderung der Ein-
stufung des vom Beamten innegehabten
Arbeitsplatzes als Fall der qualifizierten
Verwendungsänderung an (vgl. § 2 Abs. 3
Z. 1 BDG)11. Nach den Erläuterungen zum
Besoldungsreform-Gesetz 199412 bedeutet
dies, dass, wenn sich daher der der Be-
wertung des Arbeitsplatzes zu Grunde lie-
gende Sachverhalt wesentlich ändert, auf-
grund eines durchzuführenden Dienst-
rechtsverfahrens, die den geänderten Auf-
gaben entsprechende Wertigkeit des
Arbeitsplatzes mit Bescheid festzustellen
ist und die der geänderten Arbeitsplatz-
wertigkeit entsprechende Planstelle mit
der Rechtskraft des Verwendungsände-
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tigkeit des Arbeitsplatzes, die Dienstbe-
hörde, sofern der Beamte der Maßnahme
nicht zustimmt, zuerst bescheidmäßig die
Frage der Bewertung abklärt. Nach Ab-
schluss des Verfahrens hat die Dienstbe-
hörde unter Zugrundelegung dieser Vor-
fragenentscheidung ein Verfahren nach
§ 40 BDG durchzuführen. Da das wichtige
dienstliche Interesse sich auf die Änderung
der Arbeitsplatzbewertung anlässlich der
Organisationsänderung stützt, sind für die
Beurteilung der Organisationsänderung
die allgemeinen Sachlichkeitskriterien glei-
chermaßen zu berücksichtigen wie bei
Versetzungen bzw. Verwendungsänderun-
gen aufgrund wesentlicher (mindestens
25%-iger) Aufgabenänderungen. Die für
die Änderung der Aufgaben des Arbeits-
platzes relevanten Gründe müssen sach-
lich begründbar und nachvollziehbar sein.

Allerdings kann die Judikaturentwicklung
auch im Hinblick auf §§ 137 Abs. 4, 143
Abs. 4, 147 Abs. 4 BDG in der Fassung
BGBl. I Nr. 130/2003 (seit 1.1.2004) dahin-
gehend verstanden werden, dass unter
25%-Änderung keinerlei Maßnahmen zu
setzen sind. Nach den genannten Bestim-
mungen sind der betreffende Arbeitsplatz
und alle anderen von dieser Organisati-
onsmaßnahme betroffenen Arbeitsplätze
vom zuständigen Bundesminister im Ein-
vernehmen mit dem Bundeskanzler einem
neuerlichen Bewertungsverfahren zu un-
terziehen. Die Erläuterungen zur Regie-
rungsvorlage führen dazu aus: "Erst bei
einer erheblichen Änderung (mehr als ein
Viertel) der Aufgaben und Anforderungen
an einen Arbeitsplatz liegt keine Identität
desselben vor. Zwar kann eine Verände-
rung der Arbeitsplatzwertigkeit schon bei
geringfügigen Änderungen eintreten, an-
dererseits muss eine Veränderung, die die
Identität des Arbeitsplatzes tangiert, nicht
unbedingt die Arbeitsplatzwertigkeit verän-
dern."16 Im Allgemeinen Teil17 wird ausge-
führt: "Klarstellung, dass eine Neubewer-
tung eines Arbeitsplatzes erst dann durch-
zuführen ist, wenn es sich um eine erheb-

rungsbescheides verliehen ist.
Im Versetzungs- oder Verwendungsän-

derungsverfahren aufgrund einer Ände-
rung der Arbeitsplatzwertigkeit wegen ge-
änderter Aufgaben ist nach der BerK nicht
die Rechtmäßigkeit der Einstufung des Be-
amten entsprechend den im § 137 Abs. 3
des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979
normierten Kriterien zu überprüfen; eine
solche Überprüfung könnte der Beamte
nur dadurch herbeiführen, dass er einen
Feststellungsbescheid über seine besol-
dungsrechtliche Stellung beantragt, der ei-
ner Überprüfung durch die übergeordnete
Dienstbehörde und letztlich auch durch
den Verwaltungsgerichtshof unterliegt13.
Die Zuständigkeit der BerK bei der Über-
prüfung einer "qualifizierten" Verwen-
dungsänderung als Folge einer Änderung
der Arbeitsplatzwertigkeit hat sich nach
ihrer Spruchpraxis darauf zu beschränken,
festzustellen, ob die vorgenommene Or-
ganisationsänderung sachlich begründet
war14.

In ihren neuesten Entscheidungen führt
die BerK aus, dass aufgrund einer uner-
heblichen (unter 25%) Aufgabenänderung
in der Folge einer solchen Organisations-
änderung weder die Berechtigung noch die
Notwendigkeit einer bescheidmäßigen
Verfügung auf Grundlage der §§ 38 und 40
des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979
besteht. Eine durch solche unerhebliche
Aufgabenverschiebungen bedingte Neu-
bewertung des dem Grunde nach selben
Arbeitsplatzes ist allenfalls Gegenstand
eines besoldungsrechtlichen Bewertungs-
verfahrens, wobei diesbezüglich die recht-
liche Kontrolle – sofern gegen einen zu
erlassenden Feststellungsbescheid Be-
schwerde erhoben wird – dem Verwal-
tungsgerichtshof obliegt15.

Betrachtet man diese Entwicklung unter
Berücksichtigung der bisherigen Judikatur-
linie, ergibt sich daraus, dass im Falle einer
Änderung der Aufgaben des bisherigen Ar-
beitsplatzes um weniger als 25% bei
gleichzeitiger Verschlechterung der Wer-
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liche Änderung (mehr als ein Viertel) der
Aufgaben und Anforderungen handelt."
Demnach ist das Identitätskriterium das
gleiche, dass die BerK zu §§ 38, 40 BDG
verwendet. Eine Neubewertung des Ar-
beitsplatzes scheidet daher in einem der-
artigen Fall aus, da das Gesetz eine Neu-
bewertung nunmehr erst ab einer Ände-
rung von 25% vorsieht. Da das gesamte
Handeln der Verwaltung nur aufgrund der
Gesetze erfolgen darf, ist bei einer wesent-
lichen Änderung eine Neubewertung vor-
zunehmen, bei einer unerheblichen Ände-
rung hingegen nicht, da § 137 Abs. 4 BDG
(§ 143 Abs. 4, § 147 Abs. 4) als lex specia-
lis zu § 137 Abs.1 (§ 143 Abs.1, § 147 Abs.
1) das nicht auf das Erheblichkeitskriterium
beschränkte Antragsrecht einschränkt. Da-
gegen spricht, dass eine Bewertungsän-
derung nicht von einer wesentlichen (25%)
Aufgabenänderung abhängt, die Bestim-
mung lediglich eine allgemeine Verpflich-
tung zur Neubewertung bei einer Ände-
rung von bewertungsrelevanten Kriterien
für einen bestimmten Fall zusätzlich fest-
legt und auch wesentliche – wenn auch
nicht bewertungsrelevante – Aufgabenän-
derungen zu einer Überprüfung der Bewer-
tung führen würden.

Weiters könnte die Judikaturentwicklung
auch dahingehend verstanden werden,
dass bei einer Änderung unter 25% die §§
38 und 40 BDG nicht in Frage kommen
und immer nur ein Bewertungsverfahren
durchzuführen ist. Da es diesfalls zu keiner
Überprüfung des wichtigen dienstlichen
Interesses an der Änderung käme, müsste
die Sachlichkeit der Maßnahme im Be-
wertungsverfahren mitgeprüft werden, um
dem Beamten einen Rechtschutz gegen
allfällige Willkürmaßnahmen sicherzustel-
len.

Betrachtet man die Bestimmungen des
§ 2 BDG sowie des § 40 Abs. 3 BDG ent-
spricht aus systematischen Erwägungen
die erste Variante dem System des BDG
am besten18. Demnach hat die Dienstbe-
hörde unter Zugrundelegung der Vorfra-
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genentscheidung über die Arbeitsplatzwer-
tigkeit ein Verfahren nach § 40 BDG durch-
zuführen.

Formmängel der Verfügung. Eine Ver-
setzung oder eine von Amts wegen erfol-
gende qualifizierte Verwendungsände-
rung hat mit Bescheid zu erfolgen. Zur Ver-
fügung einer solchen Personalmaßnahme
durch Weisung besteht jedenfalls keine
Zuständigkeit des Vorgesetzten19. Erst
wenn dem Beamten die seinen bezugs-
rechtlichen Ansprüchen zugrunde liegende
Verwendung rechtmäßig entzogen worden
ist, werden die entsprechenden bezugs-
rechtlichen Konsequenzen ausgelöst20.
Dies hat zur Folge, dass der Beamte bis

zur formell korrekten Verfügung in seiner
bisherigen dienst- und besoldungsrechtli-
chen Stellung bleibt und insbesondere An-
spruch auf die bisherige Funktionszulage
hat. Erst ab der formell korrekten Verfü-
gung beginnen die entsprechenden besol-
dungsrechtlichen Ansprüche, die an eine
qualifizierte Verwendungsänderung anknü-
pfen, zu laufen (wie Fortzahlung nach
§ 113e GehG oder die Ergänzungszulage).

Bei einer durch Weisung verfügten Ver-
setzung oder qualifizierten Verwendungs-
änderung liegt ein Fall einer Weisung
durch ein unzuständiges Organ vor, weil

Weiters könnte die Judikatur-
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Die amtswegige Durchführung einer
Versetzung oder qualifizierten Verwen-
dungsänderung setzt das Vorliegen ei-
nes wichtigen dienstlichen Interesses
voraus. Ein wichtiges dienstliches In-
teresse im Sinne des § 38 BDG liegt bei
einer Organisationsänderung vor, so-
weit diese sachlich ist und auf den Ar-
beitsplatz des betroffenen Beamten ei-
ne Auswirkung dahingehend hat, dass
sich mindestens 25% der Aufgaben des
Arbeitsplatzes ändern. Die Versetzung
und die amtswegige qualifizierte Ver-
wendungsänderung sind mit Bescheid
zu verfügen, gegen den dem Beamten
das Rechtsmittel der Berufung an die
Berufungskommission beim Bundes-
kanzleramt zukommt.

Unklar ist die Rechtslage, wenn sich
weniger als 25% ändern. Aus systema-
tischen Gründen wird sich Folgendes
ergeben: Eine Organisationsänderung,
die zu einer geringfügigen Aufgaben-
veränderung, aber zu einer Bewer-
tungsänderung (Verschlechterung)
führt, begründet ein wichtiges dienstli-
ches Interesse, wobei die Frage der Be-
wertung eine Vorfrage zum Verset-
zungs- bzw. Verwendungsänderungs-
verfahren ist, die in einem separaten
Verfahren durch die Dienstbehörde un-
ter Berufungsmöglichkeit an die ober-
ste Dienstbehörde unter nachprüfender
Kontrolle des Verwaltungsgerichtsho-
fes zu klären ist.

Solange eine qualifizierte Verwen-
dungsänderung nicht in der erforderli-
chen Bescheidform erfolgt, löst sie kei-
ne entsprechenden besoldungsrechtli-
chen Konsequenzen einer qualifizierten
Verwendungsänderung im BDG und
GehG aus.

Zusammenfassung

der Vorgesetzte in diesem Bereich subjektiver
Rechte des Beamten keine Weisungskompe-
tenz hat21. Folgt man dieser Auffassung, stellt
sich die Frage, wie unter Verletzung der Be-
scheidform ergangene Weisungen, die inhalt-
lich eine Versetzung oder qualifizierte Verwen-
dungsänderung sind, zu qualifizieren wären.
Da der Akt in ein Recht im Außenverhältnis
eingreift, in dem ein Bescheid hätte erlassen
werden müssen, wäre eine solche Weisung
unwirksam22. Erfolgt die Weisung allerdings
durch ein der Dienstbehörde zuzurechnendes
Organ, könnte ein "verdeckter" Bescheid vor-
liegen. Ein normatives Wollen der Behörde
kann nämlich in der Regel vorausgesetzt wer-
den23; die BerK vertritt allerdings die Auffas-
sung, dass ein Bescheid nicht vorliegt, wenn

es an den vorgesehenen wesentlichen formellen und inhaltlichen
Voraussetzungen mangelt sowie die Angabe der Rechtsgrundlage fehlt und die im
§ 38 Abs. 6 BDG vorgesehenen Verfahrensschritte nicht eingehalten wurden24.

Die BerK25 hat ausgesprochen, dass der Beamte gegen eine als Weisung zu
wertende Verfügung berechtigt und verpflichtet ist, nach § 44 Abs. 3 BDG vorzu-
gehen. Die in einem solchen Zusammenhang erhobene Berufung erfüllt laut BerK
die Voraussetzungen für eine Remonstration26. Davon ausgehend vertritt die BerK
die Auffassung, dass die vom Beamten mit Berufung bekämpfte schriftliche Wei-
sung im Hinblick auf die Remonstration nach § 44 Abs.3 BDG als zurückgezogen
gilt; die Berufung war als unzulässig zurückzuweisen27.

Wenngleich beide Schlussfolgerungen sich auf den ersten Blick widersprechen,
ist eine Vereinbarkeit der beiden Auffassungen gegeben. Unterlässt der Beamte
die Möglichkeit der Remonstration, hat er die Weisung zu befolgen, sie kann aber
jedenfalls nicht die mit der bescheidförmigen Maßnahme verbundenen Rechtsfol-
gen im Außenverhältnis auslösen, d.h. nicht die daran anknüpfenden entsprechen-
den bezugsrechtlichen Folgen. Die mit der Maßnahme sonst verbundenen
Rechtsfolgen, die keine subjektiven Rechte im Außenverhältnis gestalten, sondern
nur die Dienstpflichten näher ausgestalten, werden hingegen wirksam28. In diese
Richtung geht auch die Aussage der BerK29, dass aus der Pflicht zu Remonstration
nicht geschlossen werden kann, dass im Falle des Unterbleibens einer rechtzeiti-
gen Remonstration eine (der Rechtskraft eines Bescheides vergleichbare) Sanie-
rung einer Rechte des Beamten verletzenden Weisung eintreten würde. Dem ent-
spricht auch die Aussage der BerK, dass die Tatsache, dass der Beamte eine in
der Form nicht rechtmäßig vorgenommene Personalmaßnahme nicht bekämpft
hat, die Dienstbehörde nicht von ihrer Verpflichtung entbindet, den rechtmäßigen
Zustand durch Erlassung eines entsprechenden Bescheides herzustellen30.

Für den umgekehrten Fall gilt: Wird ein Bescheid erlassen, obwohl die Maß-
nahme mittels Dienstauftrag hätte erfolgen können, bleibt die Rechtswirkung als
schriftliche  Weisung  auch bei einer Behebung des Bescheides durch die BerK
bestehen31.
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